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E n t s c h ä d i g u n g s s a t z u n g  
der Gemeinde Kellenhusen 

 
Aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein und der Landesverordnung 
über Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern (Entschädigungsverordnung 
-EntschVO), der Landesverordnung über die Entschädigung der Wehrführungen der freiwilli-
gen Feuerwehren und ihrer Stellvertretungen (Entschädigungsverordnung Freiwillige Feuer-
wehren - EntschVOfF) wird nach Beschluss durch die Gemeindevertretung vom 02.04.2003 
folgende Entschädigungssatzung erlassen. 
 

§ 1 
Mitglieder der Gemeindevertretung 

 
(1) Die Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter erhalten nach Maßgabe der Ent-

schädigungsverordnung für die Teilnahme an Sitzungen der Gemeindevertretung, der 
Ausschüsse in die sie gewählt sind, der Fraktionen und Teilfraktionen, an sonstigen in 
der Hauptsatzung bestimmten Sitzungen sowie für sonstige Tätigkeiten für die Gemeinde 
ein Sitzungsgeld in Höhe von 90 v.H. des Höchstsatzes der Verordnung. 
 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für stellvertretende Ausschussmitglieder im Vertretungsfall. 
 
(3) Für die Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse, denen sie nicht als Mitglied angehören, 

erhalten die Mitglieder der Gemeindevertretung 90 v.H. des Höchstsatzes der Verord-
nung. 

 
§ 2 

Bürgermeisterin oder Bürgermeister und Stellvertretende 
 
(1) Neben dem Sitzungsgeld nach § 1 Absatz 1 erhält die Bürgermeisterin oder der Bürger-

meister nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung eine Aufwandsentschädigung in 
Höhe des Höchstsatzes der Verordnung. 
 

(2) Die Stellvertretenden der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters erhalten nach Maß-
gabe der Entschädigungsverordnung bei Verhinderung der Bürgermeisterin oder des 
Bürgermeisters für ihre besondere Tätigkeit als Vertretung eine Aufwandsentschädigung, 
deren Höhe von der Dauer der Vertretung abhängt. Die Aufwandsentschädigung beträgt 
für jeden Tag der Vertretung 1/30 der monatlichen Aufwandsentschädigung der Bürger-
meisterin oder des Bürgermeisters. Die Aufwandsentschädigung für die Stellvertretung 
darf die Aufwandsentschädigung der Bürgermeisterin oder das Bürgermeisters nicht ü-
bersteigen. 

 
§ 3 

Ausschussvorsitzende und Stellvertretende 
 
Neben dem Sitzungsgeld nach § 1 Absatz 1 erhalten Ausschussvorsitzende und bei deren 
Verhinderung deren Vertretende nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung für jede von 
ihnen geleitete Ausschusssitzung ein Sitzungsgeld in Höhe von 90 v.H. des Höchstsatzes 
der Verordnung. 
 

§ 4 
Fraktionsvorsitzende und Stellvertretende 

 
(1) Neben dem Sitzungsgeld nach § 1 Absatz 1 erhalten Fraktionsvorsitzende nach Maßga-

be der Entschädigungsverordnung eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 
80 EURO. 
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(2) Die Stellvertretenden der Fraktionsvorsitzenden erhalten nach Maßgabe der Entschädi-
gungsverordnung bei Verhinderung der oder des Ausschussvorsitzenden für ihre beson-
dere Tätigkeit als Vertretung eine Aufwandsentschädigung, deren Höhe von der Dauer 
der Vertretung abhängt. Die Aufwandsentschädigung beträgt für jeden Tag der Vertre-
tung 1/30 der monatlichen Aufwandsentschädigung der oder des Fraktionsvorsitzenden. 
Die Aufwandsentschädigung für die Stellvertretung darf die Aufwandsentschädigung der 
Fraktionsvorsitzenden oder des Fraktionsvorsitzenden nicht übersteigen 

 
§ 5 

Wählbare Bürgerinnen und Bürger der Ausschüsse 
 
(1) Die nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder der Ausschüsse erhalten 

nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung für die Teilnahme an Sitzungen der Aus-
schüsse, in die sie gewählt sind, und an Sitzungen der Fraktionen und Teilfraktionen, die 
der Vorbereitung der Ausschusssitzung dienen, sowie ihre sonstigen Tätigkeiten für die 
Gemeinde ein Sitzungsgeld in Höhe von 90 v.H. des Höchstsatzes der Verordnung. 

 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für stellvertretende Ausschussmitglieder, die nicht der Ge-

meindevertretung angehören, im Vertretungsfall. 
 

§ 6 
Seniorenbeiratsvorsitzende sowie deren Stellvertretende 

 
(1) Die oder der Vorsitzende des Seniorenbeirates erhält eine Aufwandsentschädigung in 

Höhe von monatlich 25 EURO. 
 
(2) Der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter der oder des Vorsitzenden des Seniorenbeira-

tes wird bei Verhinderung der oder des Vorsitzenden für die besondere Tätigkeit als Ver-
tretung eine entsprechende Aufwandsentschädigung gewährt, deren Höhe von der Dauer 
der Vertretung abhängt. Die Aufwandsentschädigung beträgt für jeden Tag, an dem die 
oder der Vorsitzende vertreten wird, ein Dreißigstel der monatlichen Aufwandsentschädi-
gung der oder des Vorsitzenden. Die Aufwandsentschädigung für die Stellvertretung darf 
die Aufwandsentschädigung der oder des Vorsitzenden nicht übersteigen. 

 
 

§ 7 
Entgangener Arbeitsverdienst und 

Verdienstausfallentschädigung für Selbständige 
 
(1) Ehrenbeamtinnen und -beamten, ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern, Mitglie-

dern der Gemeindevertretung, den nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitglie-
dern und stellvertretenden Mitgliedern von Ausschüssen ist der durch die Wahrnehmung 
des Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit während der regelmäßigen Arbeits-
zeit entgangene Arbeitsverdienst aus unselbständiger Arbeit auf Antrag in der nachge-
wiesenen Höhe gesondert zu ersetzen. Ferner ist der auf den entgangenen Arbeitsver-
dienst entfallende Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung zu erstatten, soweit dieser zu 
Lasten der oder des Entschädigungsberechtigten an den Sozialversicherungsträger ab-
geführt wird. 
 

(2) Sind die in Satz 1 genannten Personen selbständig, so erhalten sie für den durch die 
Wahrnehmung des Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit während der regel-
mäßigen Arbeitszeit entstandenen Verdienstausfall auf Antrag eine Verdienstausfallent-
schädigung, deren Höhe je Stunde im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft ge-
machten Verdienstausfalls nach billigem Ermessen festgesetzt wird. Der Höchstbetrag 
der Verdienstausfallentschädigung je Stunde beträgt 15 EURO. 
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§ 8 
Entschädigung für Abwesenheit im Haushalt 

 
Ehrenbeamtinnen und -beamten, ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern, Mitgliedern 
der Gemeindevertretung, den nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitgliedern und 
stellvertretenden Mitgliedern von Ausschüssen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Per-
sonen führen und nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für 
die durch das Ehrenamt oder die ehrenamtliche Tätigkeit bedingte Abwesenheit vom Haus-
halt während der regelmäßigen Hausarbeitszeit gesondert auf Antrag für jede volle Stunde 
der Abwesenheit eine Entschädigung. Der Stundensatz dieser Entschädigung beträgt 15 
EURO. Auf Antrag sind statt einer Entschädigung nach Stundensätzen die angefallenen 
notwendigen Kosten für eine Vertretung im Haushalt zu ersetzen. 
 

§ 9 
Ersatz der Kosten für die Betreuung von Kindern und pflegebedürftiger Angehöriger 

 
Ehrenbeamtinnen und -beamten, ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern, Mitgliedern 
der Gemeindevertretung, den nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitgliedern und 
stellvertretenden Mitgliedern von Ausschüssen werden auf Antrag die nachgewiesenen Kos-
ten einer durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit erfor-
derlichen entgeltlichen Betreuung von Kindern, die das 14, Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, oder pflegebedürftiger Familienangehöriger gesondert erstattet. Dies gilt nicht für 
Zeiträume, für die entgangener Arbeitsverdienst aus unselbständiger Arbeit oder Ver-
dienstausfallentschädigung nach § 6 oder eine Entschädigung nach § 7 gewährt wird. 
 

§ 10 
Fahrkosten 

 
Ehrenbeamtinnen und -beamten, ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern, Mitgliedern 
der Gemeindevertretung, den nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitgliedern und 
stellvertretenden Mitgliedern von Ausschüssen ist für Dienstreisen Reisekostenvergütung 
nach den für Beamtinnen und Beamten des Landes geltenden Grundsätzen zu gewähren 
 
Fahrkosten für die Fahrten zum Sitzungsort und zurück, höchstens jedoch in Höhe der Kos-
ten der Fahrt von der Hauptwohnung zum Sitzungsort und zurück, werden gesondert erstat-
tet. Bei Benutzung privateigener Kraftfahrzeuge richtet sich die Höhe der Entschädigung 
nach den Sätzen des § 6 Abs. 1 bis 3 des Bundesreisekostengesetzes 
 

§ 11 
Sonstige Entschädigungen 

 
(1) Die Gemeindewehrführung und ihre Stellvertretung erhalten nach Maßgabe der Entschä-

digungsverordnung Freiwillige Feuerwehren eine Aufwandsentschädigung in Höhe des 
Höchstsatzes der Verordnung. 
 

(2) Die Jugendfeuerwehrwartin oder der Jugendfeuerwehrwart und die ehrenamtlichen Gerä-
tewartinnen und Gerätewarte erhalten nach Maßgabe der Richtlinien über die Entschädi-
gung von Mitgliedern der Freiwillige Feuerwehren und der Pflichtfeuerwehren eine Ent-
schädigung in Höhe des Höchstsatzes der Richtlinien. 
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§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01. April 2003 in Kraft. Gleichzeitig tritt § 8 der 
Hauptsatzung der Gemeinde Kellenhusen vom 09.11.1998 in der Fassung der 2. Ände-
rungssatzung vom 15.10.2001 außer Kraft. 
 
Ausgefertigt: 
 
Kellenhusen, den 07. April 2003 
 
     (Siegel) 

 
 Ingelore Kohlert 
(Bürgermeisterin) 
 
Die Satzung wurde geändert:    
 
durch geändert am gültig ab Umfang der Änderung 
1. Nachtragssatzung 21.02.2013 01.08.2008 § 10 (Neufassung) 

2. Nachtragssatzung 15.12.2014 01.08.2014 
§ 6 neu 
bisherige §§ 6 –11 werden 
die neuen §§ 7 - 12 

3. Nachtragssatzung 17.06.2016 01.07.2016 Neue Entschädigungssätze 
in den §§ 1, 3, 4, 5, 7 und 8 

 


